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RESTAURATION DER ALTEN  
ORDNUNG 
 
PRÄSIDENTSCHAFTSWAHLEN IN ÄGYPTEN 
 
Nach dem Wahlsieg Abdel Fattah el-Sisis stellt Ägyptens Militärestablishment erneut den Staatspräsiden-
ten und hat damit seine direkte politische Herrschaft am Nil faktisch vollständig wiederherstellen können 
 
Von Sofian Philip Naceur 
 
Abdel Fattah el-Sisi – ehemaliger Verteidigungsminister, Ex-Armeechef und federführend bei der Abset-
zung des islamistischen, der Muslimbruderschaft nahe stehenden Ex-Präsidenten Mohamed Mursi im Juli 
2013 – hat die Präsidentschaftswahl am Nil erwartungsgemäß deutlich gewonnen. Offiziellen Zahlen zufol-
ge kam der bereits im Vorfeld der Wahl als sicherer Sieger geltende el-Sisi auf 96,9 Prozent der Stimmen. 
Sein einziger Gegenkandidat, der Linkspolitiker und Chef der Partei der Würde (Hizb al-Karama) Hamdeen 
Sabahi, landete mit 3,1 Prozent der Stimmen abgeschlagen auf Platz Zwei. Rund drei Jahre nach Beginn 
der Revolution und elf Monate nach Mursis Sturz ist die vom Militär dominierte Ordnung am Nil damit voll-
ständig restauriert. 
 
Der Urnengang verlief weitgehend ruhig. Zwar hatte die von den Muslimbrüdern geführte National Alliance 
to Support Legitimacy (NASL), einer Koalition mehrerer islamistischer Gruppen, zu landesweiten Protesten 
rund um den Urnengang aufgerufen, doch blieben diese überwiegend schlecht besucht. Kurz vor Beginn 
der Abstimmung hatten sich erstmals seit Wochen wieder Anhänger des gestürzten Ex-Präsidenten in 
mehreren Provinzen Ägyptens versammelt, wie etwa in Helwan südlich von Kairo, und protestierten gegen 
die in ihren Augen illegitime Wahl. Bei den Zusammenstößen zwischen Protestlern und der Polizei in Hel-
wan starben zwei Demonstranten. Auseinandersetzungen zwischen Anhängern Mursis und der Polizei 
setzten sich nach der Wahl fort. In Fayoum südlich von Kairo, und in Heliopolis in Ost-Kairo explodierten 
Sprengsätze, die jedoch keine nennenswerten Schäden verursachten. 
 
Sabahis Wahlkampagnenleitung beklagte sich schon am ersten Wahltag über massive Verstöße gegen das 
Wahlgesetz. Armee und Polizei, die den Wahlgang mit einem Großaufgebot an Sicherheitskräften absi-
chern sollten, hätten in diversen Wahllokalen Vertretern der Sabahi-Kampagne und seinen Anhängern, die 
für ihn abstimmen wollten, den Zutritt verwehrt. In einigen Lokalen seien gar Mitglieder seines Wahlkampf-
teams verhaftet worden. Sabahi legte bei dem mit der Überwachung der Wahl und der Auszählung der 
Stimmen beauftragten Präsidialen Wahlkomitee (PEC) Beschwerde gegen die vorläufigen Zahlen zur Wahl-
beteiligung ein. Sabahi beklagte sich beim PEC zudem über die trotz gesetzlichem Verbot durchgeführte 
Wahlwerbung zugunsten el-Sisis in zahlreichen Wahllokalen,1 die Verhaftungen seiner Anhänger sowie die 
heftig umstrittene Verlängerung des Urnengangs um einen weiteren dritten Tag. Die PEC lehnte jedoch alle 
Beschwerden kategorisch ab. 
 
Trotz derartiger Einwände bescheinigte die Wahlbeobachtermission der Europäischen Union (EU EOM) 
dem Urnengang «im Rahmen der Gesetze ausgeführt worden» zu sein, auch wenn die EOM dessen Um-
feld und deren Verlängerung kritisierte. Letztlich hat die EU der Wahl jedoch die von Regierung und den 
Machthaber aus dem Militär gewünschte Legitimität zugesprochen. Kritik an den offensichtlich manipulier-
ten Zahlen zur Wahlbeteiligung und eine adäquate Thematisierung der fragwürdigen Immunisierung der 
PEC durch ein Dekret von Interimspräsident Adli Mansour suchte man in Stellungsnahmen der EOM ver-

                                                        
1 Mitglieder von Tamarud, der Organisation, die 2013 mit einer Unterschriftensammlung maßgeblich Mursis Sturz vorange-
trieben hatte, reisten in ihre Wahlkreise und gaben vor laufenden Kameras ihre Stimme ab. Wahlwerbung ist in Wahllokalen in Ägyp-
ten strikt verboten, dennoch gaben Tamarud-Mitglieder in Wahllokalen Interviews für TV-Sender und riefen zur Wahl el-Sisis auf. 
Tamarud gilt als militärnah und hatte schon Anfang 2013 enge Kontakte zum Militär. Dieses ließ Tamarud gewähren, war doch die 
Anti-Mursi-Kampagne ein geeignetes Mittel sich der Bruderschaft vorzeitig zu entledigen. Der Massenaufstand gegen Mursi gilt daher 
als vom geschickt agierenden Militär inszeniert oder aktiv vorangetrieben. 
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geblich. Die EU habe mit der Entscheidung zur Durchführung der Mission dem unfairen und unfreien 
Wahlprozess ein erhebliches Maß an externer Legitimität verliehen, schreiben Lars Brozus und Stephan 
Roll in der ZEIT. Ägypten kann vorerst mit politischer Stabilität rechnen, schließlich gilt el-Sisi als Kandidat 
des Militärs, das mit seinem erneuten Griff nach direkter politischer Macht die alte Ordnung restaurieren 
konnte. Doch bleibt fraglich, ob el-Sisi fähig ist das Land langfristig zu befrieden. Ägyptens wirtschaftliche 
und soziale Probleme wird er mit nationalistischer Rhetorik und Dämonisierung der Muslimbrüder allein 
nicht lösen können. 
 
OFFIZIELLE ZAHLEN ZUR WAHLBETEILIGUNG UMSTRITTEN 
 
Rund 54 Millionen Wahlberechtigte waren an die Urnen gerufen, doch blieb die Wahlbeteiligung gering. 
Die Interimsregierung hatte vor Beginn der Abstimmung ebenso wie Ägyptens Staatsrundfunk und das 
Gros der Privatpresse massiv für eine hohe Wahlbeteiligung geworben, doch blieben viele Wahlberechtigte 
aus Frust über die unabwendbare Installation eines feststehenden Wahlsiegers den Urnen fern. Für einen 
Großteil der ÄgypterInnen bedeutete die Wahl el-Sisis jedoch vor allem ein Ruf nach Stabilität, eine hohe 
Zustimmung für ihn war daher erwartet worden. 
 
Die Regierung ließ nichts unversucht die Menschen zur Stimmabgabe zu bewegen, ist die Wahlbeteiligung 
aufgrund des praktisch bereits im Vorfeld feststehenden Siegers der wichtigste Gradmesser für die Legiti-
mität des neuen Staatspräsidenten. Das PEC verlängerte daher kurzfristig die Öffnungszeiten für Wahlloka-
le, erklärte den zweiten Wahltag zum Feiertag und erweiterte den eigentlich nur für den 26. und 27. Mai 
terminierten Urnengang schließlich um einen weiteren dritten Tag. Die Regierung ging gar so weit mit 
Verweis auf das Wahlgesetz jeder Person, die nicht gewählt habe, eine Strafe in Höhe von rund 50 Euro 
anzudrohen. Offiziell erreichte die Wahlbeteiligung 47,5 Prozent. Die Zahlen dürften stark gefälscht worden 
sein. Lediglich am frühen Morgen des ersten Wahltages bildeten sich Schlangen vor Wahllokalen, die Be-
teiligung nahm bereits im Laufe des ersten Tages massiv ab. Andere Angaben liegen zwischen 7,5 Prozent 
und 28 Prozent. Auch Sabahi zweifelte die vom PEC genannten Zahlen an. Bei der Präsidentschaftswahl 
2012 hatten in der ersten Runde noch rund 46 Prozent abgestimmt, bei der Stichwahl, die Mursi knapp 
gewann, waren es rund 51 Prozent. 
 
JURISTISCHE RAHMENBEDINGUNGEN UND POLITISCHER KON-
TEXT DES URNENGANGS 
 
Mit der Wahl Abdel Fattah el-Sisis verfügt Ägyptens Militärapparat erstmals seit dem Sturz Hosni Muba-
raks wieder über einen partiell demokratisch legitimierten Präsidenten. Mubaraks Nachfolger Hussein 
Tantawi war ebenso wenig demokratisch legitimiert wie der seit dem 3. Juli 2013 amtierende Übergangs-
präsident Adli Mansour. Dennoch ist die rechtliche Grundlage für die Wahl el-Sisis juristisch umstritten. Die 
am 18. Januar 2014 in einem Referendum angenommene neue Verfassung Ägyptens ist neben dem Präsi-
dialdekret Mansours vom 8. Juli 2013, das einen Fahrplan für die Übergangsphase formuliert, die Rechts-
grundlage für die Wahlen, doch ist diese Verfassung keineswegs demokratisch verfasst worden. Die mit 
dem Entwerfen der Verfassung beauftragte verfassungsgebende Versammlung war von Mansour ernannt 
worden. Mansour war am 3. Juli 2013 von el-Sisi, damals Chef des Obersten Militärrat (SCAF), dem höchs-
ten Armeegremium und Ägyptens faktischem Schattenkabinett, als Präsident eingesetzt und nie demokra-
tisch gewählt worden. 
 
Zwar wurde die Verfassung beim Referendum mit rund 98 Prozent bestätigt, doch entbehrte das politische 
Umfeld des Urnengangs jedweder demokratischer Grundlage. Ägypten hatte zum Zeitpunkt der Abstim-
mung eine turbulente innenpolitische Phase hinter sich. Auf Mursis Absetzung und die Installation 
Mansours als Staatspräsident folgten monatelange Proteste der Muslimbrüder, die blutige Auflösung ihrer 
Protestcamps in Kairo und Giza und ein dreimonatiger Ausnahmezustand. Innen- und Verteidigungsminis-
terium gingen seit Ausrufung des Notstandes massiv gegen die Bruderschaft vor, verhafteten tausende 
Mitglieder und AnhängerInnen der Organisation und weiteten ihr repressives Vorgehen rasch auf die säku-
lare Opposition aus. In diesem politisch angespannten Klima installierte Mansour die verfassungsgebende 
Versammlung. Die vom Staat geführte Kampagne für deren Annahme setzte gezielt auf Dämonisierung der 
Muslimbruderschaft im Kontext des Anti-Terror-Kampfes. Die Bruderschaft wurde fortan mit radikalislamis-
tischen Organisationen gleichgesetzt, auch wenn es keinerlei Beweise für ihre direkte Verwicklung in die 

http://www.zeit.de/politik/ausland/2014-05/aegypten-wahl-eu-beobachter
http://english.ahram.org.eg/NewsContent/1/64/102358/Egypt/Politics-/Egypts-PEC-was-pressured-to-extend-voting-Sabahis-.aspx
http://english.ahram.org.eg/NewsContent/1/64/102358/Egypt/Politics-/Egypts-PEC-was-pressured-to-extend-voting-Sabahis-.aspx
http://en.aswatmasriya.com/news/view.aspx?id=63f95f8c-3bf1-41a7-9b51-0ffe01fde30e
http://www.egyptindependent.com/news/only-75-egyptians-voted-during-initial-two-days-takamol-masr-center
https://www.middleeastmonitor.com/news/africa/11768-low-voter-turnout-threatens-al-sisis-mandate
http://www.madamasr.com/content/sabbahi-voter-turnout-numbers-insult-egyptians’-intelligence
http://www.rosalux.de/publication/40171/981-zustimmung-fuer-die-neue-aegyptische-verfassung.html
http://egyptianstreets.com/2014/05/25/41000-egyptians-arrested-since-morsis-ouster-says-ngo/
http://egyptianstreets.com/2014/05/25/41000-egyptians-arrested-since-morsis-ouster-says-ngo/
http://egyptianstreets.com/2014/05/25/41000-egyptians-arrested-since-morsis-ouster-says-ngo/
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Anschläge gab.2  
 
Nach Annahme der Verfassung erließ Mansour im März 2014 ein Dekret, das mit Bezug auf Ägyptens neue 
Verfassung Regeln für die geplante Präsidentschaftswahl festlegte. Wenig später verabschiedete Mansour 
ein umstrittenes zweites Dekret, das Entscheidungen der PEC für juristisch unantastbar erklärte. Die streit-
bare Immunisierung der PEC sorgte für heftige Kritik, das Dekret blieb jedoch unverändert in Kraft. Die 
Bewegung des 6. April war die einzige politische Kraft am Nil, die die Präsidentschaftswahl aus verfas-
sungsrechtlichen Gründen boykottierte. Führende Mitglieder der Organisation betonten, das Dekret versto-
ße gegen Artikel 97 der neuen Verfassung, der die Immunisierung von Verwaltungsentscheidungen vor 
gerichtlicher Aufsicht explizit verbietet. Nach ihrer Ansicht ist die jüngste Präsidentschaftswahl daher ver-
fassungswidrig. 
 
UMSTRITTENE PERFORMANCE DER  
EU-WAHLBEOBACHTERMISSION 
 
Erstmals besuchte eine offizielle EU-Beobachtermission Ägypten. Die EOM stand jedoch kurz vor dem 
Scheitern, nachdem Kairos Flughafensicherheit die Freigabe für technische Ausrüstung verweigerte. Die 
EU verkündete daraufhin, die EOM zu einem Wahlbeurteilungsteam zu degradieren. Einen Tag später er-
folgte die Freigabe für die Ausrüstung und Chefbeobachter Mario David erklärte, die EOM könne doch wie 
geplant landesweit stattfinden, nachdem die EU noch kurz zuvor erklärt hatte, der Zeitrahmen für eine 
vollwertige Mission sei bereits zu eng bemessen. Eine plausible Erklärung für diesen Sinneswandel blieb 
sie schuldig. 
 
Fraglich bleibt zudem, welchen Zweck die EU der Beobachtermission zuschreibt. Im Vorfeld hatte die EU 
EOM erklärt, sich weder in den Wahlprozess einmischen noch den Wahlgang oder die Resultate legitimie-
ren zu wollen. Eine erste Stellungnahme der EU EOM nach dem Urnengang weist jedoch daraufhin, dass 
es der EU durchaus darum geht, der Wahl el-Sisis eine gewisse Legitimität zu verleihen, schließlich igno-
rierte die EOM zahlreiche Unregelmäßigkeiten während der Wahl ebenso wie strittige Entscheidungen der 
PEC. Die EU hat bereits in der Vergangenheit Beobachtermissionen genutzt, um umstrittenen Urnengän-
gen einen legitimen Anstrich zu geben. «Die Einladung der ägyptischen Behörden an die EU, eine große 
Mission zu entsenden, könnte angesichts mangelnder Unterstützung für el-Sisi durchaus von Befürchtun-
gen vor einer schwachen Wahlbeteiligung geleitet gewesen sein. Umso wichtiger ist aus Sicht des Re-
gimes die externe Legitimierung durch die EU. Sie kann die mangelnde interne Legitimierung aufwiegen,» 
so Brozus und Roll in ZEIT Online. 
 
Im Gegensatz zu den zweifelhaften Stellungsnahmen der EU EOM zur Präsidentschaftswahl am Nil legte 
die US-Menschenrechtsorganisation Democracy International (DI) ein glaubhafteres Positionspapier zu den 
ersten Ergebnissen des Urnengangs vor. DI bezeichnete darin das politische Umfeld der Wahl als »repres-
siv” und kritisierte neben der Verlängerung der Abstimmung das umstrittene Protestgesetz sowie die ein-
seitige und parteiische Medienberichterstattung zugunsten el-Sisis. Auch das Carter Center hatte Wahlbe-
obachter entsandt, kritisierte das angespannte politische Klima und forderte einen inklusiven politischen 
Prozess. 
 
BOYKOTTKAMPAGNEN BLEIBEN LEISE 
 
Während sich zahlreiche oppositionelle Parteien aus dem liberalen und linken Lager der Kampagne Sabahis 
angeschlossen hatten, boykottierte neben der NASL auch die Partei Starkes Ägypten (Misr al-Qaweya) des 
Muslimbrüder-Abweichlers und Präsidentschaftskandidaten von 2012, Abdel Moneim Abu Fotouh die 
Wahl. Er bezeichnete den Wahlgang als «Farce», während die gerichtlich verbotene liberale Jugendbewe-
gung des 6. April als einzige politische Kraft am Nil die Abstimmung aus verfassungsrechtlichen Gründen 
boykottierte. In einer Stellungnahme der Gruppe heißt es, die Wahl sei ein theatralisches Spiel zur Krönung 

                                                        
2  Die Muslimbruderschaft, ihr politische Arm, die Partei für Freiheit und Gerechtigkeit (FJP) und die Regierung Mursi bestrit-
ten konsequent mit islamistisch motivierten Anschlägen in Verbindung zu stehen. Dennoch setzte Mursi konsequent auf Allianzen 
mit salafistischen Gruppierungen. Zahlreiche Vertreter liberaler Parteien, aber auch linker Aktivisten, warfen Mursi immer wieder vor 
diesen Gruppen zu viel Raum zugestanden zu haben. Reuters berichtete der Bruderschaft drohe der Verlust der Kontrolle über ihre 
Jugend. Im Kontext der politischen Verfolgung von Aktivisten aus ihren Reihen hätten sich Teile ihrer Jugendgruppen radikalisiert und 
würden vermehrt für ein gewalttätiges Vorgehen gegen den Staat plädieren. 

https://www.elections.eg/images/pdfs/laws/preselect-22_2014_en.pdf
http://www.sis.gov.eg/En/Templates/Articles/tmpArticles.aspx?ArtID=76804#.U3oMPihi17k
http://en.aswatmasriya.com/news/view.aspx?id=a4e8442c-8a2e-4047-ac55-1ea426e122b8
http://en.aswatmasriya.com/news/view.aspx?id=a4e8442c-8a2e-4047-ac55-1ea426e122b8
http://www.dailynewsegypt.com/2014/05/18/european-union-will-monitor-upcoming-elections/
http://www.zeit.de/politik/ausland/2014-05/aegypten-wahl-eu-beobachter
http://democracyinternational.com/news/press-release-and-preliminary-statement-disregard-egyptians-rights-and-freedoms-prevents-genuin
http://www.cartercenter.org/resources/pdfs/news/pr/egypt-05162014.pdf
http://www.ikhwanweb.com/article.php?id=31651
http://www.egyptindependent.com/news/strong-egypt-party-boycott-presidential-elections
https://www.middleeastmonitor.com/articles/africa/11471-jumping-off-of-the-sinking-ship-intellectuals-who-changed-their-positions-after-june-30th
http://www.madamasr.com/content/april-6-youth-movement-calls-boycott-elections
http://en.aswatmasriya.com/analysis/view.aspx?id=21dab1ab-b490-48aa-a24e-ef179e7359c5
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el-Sisis, der Ägypten de facto bereits regieren würde. Die Demokratische Front, eine Abspaltung des 6. 
April, betonte, sie überlasse ihren Mitgliedern die Entscheidung für Sabahi zu stimmen oder den Urnen-
gang zu boykottierten. 6. April und Demokratische Front waren im April in einem fragwürdigen Prozess 
wegen Spionagevorwürfen verboten worden. Beide Gruppen, die Revolutionären Sozialisten und andere 
politische Kräfte hatten sich vor der Wahl zu einer gemeinsamen Kampagne zusammengeschlossen, die el-
Sisis Sprung an die Staatsspitze vehement ablehnte. Einige der beteiligten Gruppen riefen zum Wahlboy-
kott auf, andere schlossen sich der Sabahi-Kampagne an. Trotz unterschiedlicher Strategien im Umgang 
mit dem Wahlgang hofften die beteiligten Kräften, Aufmerksamkeit für el-Sisis Rolle als Wegbereiter der 
Konterrevolution zu erregen. 
 
«DEMOKRATIE IM NAHEN OSTEN» – ABDEL FATTAH EL-SISI 
 
Am 7. Juni wurde Ägyptens neuer Präsident el-Sisi offiziell vereidigt. Er gilt als Militärkandidat und Vertre-
ter des alten Regimes, doch wofür steht der Ex-Armeechef und welche politischen Ziele verfolgt der 59 
jährige? El-Sisis Wahlkampagne und seine 2006 am US Army College in Pennsylvania verfassten Abhand-
lung «Democracy in the Middle East» sind mehr als aufschlussreich für eine Bewertung seiner politischen 
Ausrichtung. Als ehemaliger Chef des Militärgeheimdienstes gehörte er schon vor der Revolution zum en-
geren Führungszirkel der Armee und dürfte auch als Staatschef deren Einfluss auf die politische Sphäre 
Ägyptens wahren. Er wurde am 12. August 2012 vom damals regierenden Mursi zum Verteidigungsminis-
ter und Armeechef ernannt. El-Sisi gilt als konservativ und religiös, was Mursi dazu bewegt haben dürfte, 
el-Sisi zum jüngsten Mitglied des SCAF zu berufen und ihn schließlich an dessen Spitze zu installieren. 
Mursis Strategie, einen Konservativen mit islamistischen Tendenzen als Armeevertreter in die Regierung zu 
berufen erschien aus seiner Sicht die beste Wahl zu sein. Doch ist Ägyptens Militär für seine Muslimbrü-
der-feindliche Haltung bekannt. El-Sisi war hier offenbar keine Ausnahme, wie bereits seine Abhandlung 
«Democracy in the Middle East» zeigt. 
 
In dem 11-seitigen Essay befasst er sich mit Herausforderungen und Risiken einer demokratisch geführten 
Regierungsform im Nahen Osten, der er grundsätzlich skeptisch gegenübersteht. Fragmente und Leitmoti-
ve des Textes tauchten wiederholt in seiner Wahlkampagne auf, was den Schluss zulässt, dass die Inhalte 
des Papiers durchaus ernst zu nehmen sind. So betont el-Sisi, der Ölreichtum der Region, der Nahost-
Konflikt und die Bedeutung des Suez-Kanals für den Westen seien wichtige Gründe für Westmächte in der 
Region Interessenpolitik zu betreiben, die er als hinderlich für demokratische Reformen ansieht. Demokra-
tie könne erst dann erfolgreich in Gesellschaften des Nahen Ostens Fuß fassen, wenn diese Probleme ge-
löst seien. Aufbauend auf dieser These warnt er davor zu schnell demokratische Reformen zu implementie-
ren. Dies müsse in «beständiger und kontrollierter Art» geschehen und könne Generationen dauern. Auf-
schlussreich ist el-Sisis Sicht auf die Gefahr, die von aufstrebenden staatsfernen Mächten für die politische 
Sphäre in der Region ausgeht; eine Andeutung auf den Aufstieg der Muslimbrüder in Ägypten und anderer 
islamistischer Gruppen der Region. Er schreibt, die Polizei- und Armeeapparate seien den Regierungspar-
teien verpflichtet und könnten aufstrebenden Mächten die Gefolgschaft verweigern, sollten diese Regie-
rungsverantwortung übernehmen.3 Genau dieses Szenario hat sich seit Dezember 2012 in Ägypten abge-
spielt, als das Militär die zunehmenden Oppositionsproteste als Anlass nahm, Befehle der Mursi-Regierung 
zu verweigern sowie nach und nach den Sturz der im Militärestablishment verhassten Bruderschaft vorzu-
bereiten und aktiv voranzutreiben. 
 
DER REGIME-KANDIDAT UND SICHERE WAHLSIEGER – ABDEL 
FATTAH EL-SISI 
 
Fragmente dieser Abhandlung tauchten in el-Sisis Wahlkampagne wieder auf. Immer wieder bediente er in 
Interviews das Bild einer demokratieunfähigen ägyptischen Gesellschaft. Zwei Wochen vor der Wahl sagte 
er, es würde 20 bis 25 Jahre oder noch länger dauern, bis das Land eine funktionierende Demokratie her-
vor bringen würde. Dies wiederholte er während des Wahlkampfes mehrfach. Während seiner Wahlkam-
pagne weigerte sich el-Sisi, sein Programm näher zu erläutern. Dies begründete er mit einer angeblichen 
Gefahr für die «nationale Sicherheit», eine Stellungnahme, die el-Sisis zweifelhaftes Demokratieverständnis 

                                                        
3  „Many of the nation's police and military forces are loyal to the ruling party. If a democracy evolves with different consti-
tuencies ,there is no guaranty that the police and military forces will align with the emerging ruling parties. In essence the security 
forces of a nation need to develop a culture that demonstrates commitment to a nation rather than a ruling party.“ Seite 2 

http://madamasr.com/content/court-bans-april-6-activities
http://www.madamasr.com/content/6-political-movements-join-forces-anti-sisi-campaign
http://www.foreignpolicy.com/files/war-college-paper.pdf
http://uk.reuters.com/article/2013/10/10/uk-egypt-interior-special-report-idUKBRE99908720131010
http://uk.reuters.com/article/2013/10/10/uk-egypt-interior-special-report-idUKBRE99908720131010
http://middleeasteye.net/news/sisi-egypt-needs-25-years-become-democracy
http://www.dailynewsegypt.com/2014/05/20/al-sisi-condemned-withholding-platform/
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illustriert. Weitere Äußerungen zeigen, dass auch politische Transparenz und Grundrechtsverständnis nicht 
zu seinen Leitmotiven gehören. In einem Interview verteidigte er das umstrittene Protestgesetz und sagte, 
unverantwortliches Protestieren könne das Land schädigen, selbst wenn gewaltfrei demonstriert werde. 
Während er auf seiner Wahlkampfwebsite betonte, der Armee keinen politischen Einfluss zugestehen zu 
wollen, sagte er später, es sei «gefährlich» die Armee betreffende Aspekte öffentlich zu diskutieren. 
 
Selbstredend versprach el-Sisi im Wahlkampf Reformen, Investitionsprogramme für den Bildungssektor 
und die Wirtschaft sowie ein Austeritätsprogramm zur fiskalpolitischen Stabilisierung des Landes. Seine 
Ideen zur Finanzierung dieser Investitionsprogramme muten jedoch abenteuerlich an. Die Finanzmittel zu 
deren Realisierung sollen mit Überweisungen der im Ausland lebenden ägyptischen Staatsbürger, auslän-
discher Direktinvestitionen sowie Zuwendungen befreundeter Staaten wie Saudi-Arabien gedeckt werden. 
El-Sisis Lösungsvorschlag zur Überwindung der Energiekrise: Strom sparen und Energiesparlampen. Im 
Wahlkampf setzte er aber meist auf den Sicherheitsdiskurs und betonte wiederholt, das Land müsse den 
Terrorismus besiegen. Die Muslimbrüder würden unter seiner Regentschaft «nicht mehr existieren». Die 
Dämonisierung der verbotenen Organisation war der wichtigste Pfeiler seiner Kampagne. Bemerkenswert 
war, dass el-Sisi im Wahlkampf nicht ein einziges Mal öffentlich auftrat und sich der Wählerschaft nur me-
dial stellte. 
 
El-Sisi konnte sich schon im Vorfeld des Urnengangs eine breite politische Unterstützung sichern. Neben 
der liberalen Partei der Freien Ägypter und anderer wirtschaftsliberaler Kräfte des Landes, genoss el-Sisi die 
Rückdeckung der salafistischen Partei Das Licht, die gemeinsam mit Mursis FJP zwei Jahre lang das politi-
sche Geschehen in Ägypten bestimmte und kurz vor dessen Sturz die Seiten gewechselt hatte. Auch der 
staatlich kontrollierte Gewerkschaftsverband ETUF schloss sich el-Sisis Kampagne an, während sich der 
unabhängige Gewerkschaftsbund (EFITU) und der Ägyptische Demokratische Arbeiterbund (EDLC) neutral 
positionierten. 
 
El-Sisis Wahlkampagne gab nach eigenen Angaben 1,2 Millionen Euro aus, während Hamdeen Sabahi 
grade mal 100.000 Euro in den landesweiten Wahlkampf steckte. Neben einseitiger Berichterstattung in 
Staats- und Privatmedien zugunsten el-Sisis war das Rennen um Ägyptens Präsidentenamt von Anfang an 
unfair. Bemerkenswert war der Imagewandel, den el-Sisi während des Wahlkampfes vollzog. «Nach dem 
3. Juli 2013 tauchten überall im Land Plakate el-Sisis auf, er war omnipräsent in der Öffentlichkeit. Auf den 
Bildern präsentierte er sich als starker Führer. Er war zu sehen in Militäruniform, mit Sonnenbrille, der Blick 
zukunftsweisend zur Seite gewandt,» sagt Sarah Wessel, Doktorandin am Fachbereich Politik der Universi-
tät Hamburg und langjährige Beobachterin der politischen Szene Ägyptens. «In seiner Wahlkampagne je-
doch kehrte er das Bild um. Die Uniform wurde durch zivile Kleidung ersetzt. Auf offiziellen Wahlplakaten 
gab er sich betont freundlich, lächelnd und den Betrachtern zugewandt. Dadurch schaffte er eine doppelte 
Fiktion: die des starken Führers, der durch das Bild des volksnahen zivilen Präsident ergänzt wird», so 
Wessel. El-Sisi musste sich das Image eines zivilen Kandidaten geben, ist es aktiven Mitgliedern der Armee 
doch gesetzlich verboten für Ämter zu kandidieren. Am 26. März 2014 war el-Sisi vom Amt des Verteidi-
gungsministers und als Militärchef zurückgetreten, um die Voraussetzung für seine Kandidatur zu erfüllen. 
Faktisch handelte es sich dabei jedoch um Symbolik. Wie seine aus den Reihen der Armee stammenden 
Vorgänger wird auch el-Sisi die Interessen der Streitkräfte vertreten. Ägyptens Militär ist und bleibt die 
einflussreichste politische Institution im Land und konnte mit der Inthronisierung el-Sisis im höchsten 
Staatsamt nach Mubaraks Sturz wieder einen demokratisch legitimierten Vertreter im Präsidentenpalast in 
Kairo installieren. 
 
HAMDEEN SABAHI – STRATEGISCHE ODER HOFFNUNGSLOSE GE-
GENKANDIDATUR? 
 
El-Sisis aussichtsloser Gegenkandidat Hamdeen Sabahi wurde von vielen Seiten für seine Teilnahme an der 
jüngsten Wahlfarce am Nil kritisiert, dennoch entschied sich der populäre Linkspolitiker anzutreten. Schon 
2012 stand Sabahi im Rennen um Ägyptens höchstes Staatsamt und verpasste damals überraschend 
knapp die Stichwahl. Seither ist er zu einer der wichtigsten Oppositionsfiguren aufgestiegen. Während el-
Sisi einen virtuellen Wahlkampf führte, suchte Sabahi den Kontakt zur Basis und führte eine volksnahe 
Kampagne. Er forderte eine zivile Kontrolle der Armee, kritisierte das repressive Vorgehen des Sicherheits-
apparates gegen Streiks und Studentenproteste und pochte auf eine Reform des Innenministerium sowie 
eine Revision des umstrittenen Protestgesetzes: Forderungen, die ihm die Unterstützung zahlreicher revo-

http://www.atlanticcouncil.org/blogs/egyptsource/sisi-in-the-hot-seat-reading-between-the-lines
http://www.sisi2014.net/en/details.php?ID=135392
http://english.ahram.org.eg/NewsContent/1/64/101664/Egypt/Politics-/ElSisi-I-saluted-Morsi-due-to-military-tradition.aspx
http://www.sisi2014.net/en/details.php?ID=135394
http://www.sisi2014.net/en/content.php?ID=2
http://en.aswatmasriya.com/news/view.aspx?id=379d105c-13d8-4874-bf60-09072f49ef64
http://www.bbc.com/news/world-middle-east-27285846
http://english.ahram.org.eg/NewsContent/1/64/94099/Egypt/Politics-/Sawiris-backs-ElSisi-for-Egypts-presidency.aspx
http://english.ahram.org.eg/NewsContent/1/64/100391/Egypt/Politics-/Salafist-AlNour-party-backs-ElSisi-in-presidential.aspx
http://www.madamasr.com/content/labor-day-egypt’s-trade-unions-divided-over-presidential-campaigns
http://egyptianstreets.com/2014/05/13/sisis-presidential-campaign-has-spent-egp-12-million-on-advertising/
http://egyptianstreets.com/2014/05/14/hamdeen-sabahis-presidential-campaign-has-spent-less-than-egp-100000/
http://www.madamasr.com/content/sabbahi-tv-interview-armed-forces-are-peoples-property
http://english.ahram.org.eg/News/100695.aspx
http://english.ahram.org.eg/NewsContent/1/64/100397/Egypt/Politics-/Sabahi-vows-to-revoke-protest-law-if-he-becomes-Eg.aspx
http://english.ahram.org.eg/NewsContent/1/64/101316/Egypt/Politics-/Who-will-Egypts-political-groups-vote-for-A-guide.aspx
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lutionärer und linker Kräfte einbrachte. Neben seiner eigenen Partei riefen auch die Verfassungspartei (Hizb 
el-Dostour) und die Sozialistische Volksallianz dazu auf Sabahi zu wählen. El-Dostour-Sprecher Khaled 
Daoud sagte, die massive Medienkampagne zugunsten el-Sisis habe zahlreiche Kandidaten davon abgehal-
ten anzutreten, es sei daher umso wichtiger am Wahlgang teilzunehmen und dem Regimekandidaten Paro-
li zu bieten. Mohamed Saleh, führender Funktionär der Sozialistischen Volksallianz, betonte, man sei sich 
über el-Sisis Wahlsieg bewusst, dennoch könne die im jüngsten Wahlkampf vollzogene Mobilisierung der 
Basis zu einem späteren Zeitpunkt wichtig werden. Sabahis Kampagne solle vor allem Aufmerksamkeit für 
sein politisches Programm schaffen. 
 
STATUS QUO AM NIL – ÄGYPTENS MILITÄR BLEIBT AM RUDER 
 
El-Sisis Wahl zum neuen Präsidenten hat die Uhren am Nil zurückgedreht. Mit dem Ex-SCAF-Mitglied ver-
fügt die Armee nach dem Sturz Mubaraks erstmals wieder über einen demokratisch legitimierten Vertreter 
im Präsidentenamt. Da el-Sisi im Wahlkampf Ägyptens Gesellschaft die Eignung, demokratisch regiert zu 
werden, absprach, repressive Instrumente wie das Protestgesetz erhalten will und wirtschaftlich auf altbe-
kannte Rezepte setzt, ist zu erwarten, dass Ägyptens Militär seinen politischen Einfluss unter el-Sisi weiter 
ausweiten wird. Das Militär kann damit die in den letzten drei Jahren in Frage gestellte politische Ordnung 
am Nil vorerst stabilisieren und auf die Rückendeckung der EU zählen. Ansätze der Demokratisierung von 
Ägyptens politischer Sphäre sind mit der ernüchternden Wahl el-Sisis zum Staatspräsidenten zunächst 
ausgebremst. Kurzfristig wird sich Ägypten politisch stabilisieren. El-Sisi kennt sich mit den Staatsinstituti-
onen aus, welche vom ersten Tag an bereit sein werden mit ihm zu kooperieren. Daher wird El Sisi auch 
am ehesten zugetraut, innenpolitisch Stabilität zu schaffen, sagt Abdulbar Zahran von der Partei der Freien 
Ägypter. Dennoch ist eine weitere Eruption der sozial, politisch und wirtschaftlich angespannten Gemenge-
lage in der verarmten Gesellschaft Ägyptens nur eine Frage der Zeit. El-Sisis Griff nach der politischen 
Macht vollzog sich vor allem im Kontext nationalistischer Propaganda und der Dämonisierung der zur «Ter-
rorvereinigung» erklärten und vorerst politisch kalt gestellten Bruderschaft. Doch wird sich el-Sisi daran 
messen lassen müssen, ob er die sozialen und wirtschaftlichen Probleme des Landes in den Griff be-
kommt; eine Mammutaufgabe, der er vor dem Hintergrund seiner inexistenten politischen Vision schlicht 
nicht gewachsen zu sein scheint. 
 
 
Sofian Philip Naceur ist freier Journalist und lebt und arbeitet in Kairo. Er berichtet aus Ägypten und Algeri-
en unter anderem für die Junge Welt aus Berlin und die Wochenzeitung aus Zürich. Naceur ist Mitglied bei 
Attac und der Linkspartei im Kreisverband Marburg-Biedenkopf. 
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	BOYKOTTKAMPAGNEN BLEIBEN LEISE
	Während sich zahlreiche oppositionelle Parteien aus dem liberalen und linken Lager der Kampagne Sabahis angeschlossen hatten, boykottierte neben der NASL auch die Partei Starkes Ägypten (Misr al-Qaweya) des Muslimbrüder-Abweichlers und Präsidentschaftskandidaten von 2012, Abdel Moneim Abu Fotouh die Wahl. Er bezeichnete den Wahlgang als «Farce», während die gerichtlich verbotene liberale Jugendbewegung des 6. April als einzige politische Kraft am Nil die Abstimmung aus verfassungsrechtlichen Gründen boykottierte. In einer Stellungnahme der Gruppe heißt es, die Wahl sei ein theatralisches Spiel zur Krönung el-Sisis, der Ägypten de facto bereits regieren würde. Die Demokratische Front, eine Abspaltung des 6. April, betonte, sie überlasse ihren Mitgliedern die Entscheidung für Sabahi zu stimmen oder den Urnengang zu boykottierten. 6. April und Demokratische Front waren im April in einem fragwürdigen Prozess wegen Spionagevorwürfen verboten worden. Beide Gruppen, die Revolutionären Sozialisten und andere politische Kräfte hatten sich vor der Wahl zu einer gemeinsamen Kampagne zusammengeschlossen, die el-Sisis Sprung an die Staatsspitze vehement ablehnte. Einige der beteiligten Gruppen riefen zum Wahlboykott auf, andere schlossen sich der Sabahi-Kampagne an. Trotz unterschiedlicher Strategien im Umgang mit dem Wahlgang hofften die beteiligten Kräften, Aufmerksamkeit für el-Sisis Rolle als Wegbereiter der Konterrevolution zu erregen.
	«DEMOKRATIE IM NAHEN OSTEN» – ABDEL FATTAH EL-SISI
	Am 7. Juni wurde Ägyptens neuer Präsident el-Sisi offiziell vereidigt. Er gilt als Militärkandidat und Vertreter des alten Regimes, doch wofür steht der Ex-Armeechef und welche politischen Ziele verfolgt der 59 jährige? El-Sisis Wahlkampagne und seine 2006 am US Army College in Pennsylvania verfassten Abhandlung «Democracy in the Middle East» sind mehr als aufschlussreich für eine Bewertung seiner politischen Ausrichtung. Als ehemaliger Chef des Militärgeheimdienstes gehörte er schon vor der Revolution zum engeren Führungszirkel der Armee und dürfte auch als Staatschef deren Einfluss auf die politische Sphäre Ägyptens wahren. Er wurde am 12. August 2012 vom damals regierenden Mursi zum Verteidigungsminister und Armeechef ernannt. El-Sisi gilt als konservativ und religiös, was Mursi dazu bewegt haben dürfte, el-Sisi zum jüngsten Mitglied des SCAF zu berufen und ihn schließlich an dessen Spitze zu installieren. Mursis Strategie, einen Konservativen mit islamistischen Tendenzen als Armeevertreter in die Regierung zu berufen erschien aus seiner Sicht die beste Wahl zu sein. Doch ist Ägyptens Militär für seine Muslimbrüder-feindliche Haltung bekannt. El-Sisi war hier offenbar keine Ausnahme, wie bereits seine Abhandlung «Democracy in the Middle East» zeigt.
	In dem 11-seitigen Essay befasst er sich mit Herausforderungen und Risiken einer demokratisch geführten Regierungsform im Nahen Osten, der er grundsätzlich skeptisch gegenübersteht. Fragmente und Leitmotive des Textes tauchten wiederholt in seiner Wahlkampagne auf, was den Schluss zulässt, dass die Inhalte des Papiers durchaus ernst zu nehmen sind. So betont el-Sisi, der Ölreichtum der Region, der Nahost-Konflikt und die Bedeutung des Suez-Kanals für den Westen seien wichtige Gründe für Westmächte in der Region Interessenpolitik zu betreiben, die er als hinderlich für demokratische Reformen ansieht. Demokratie könne erst dann erfolgreich in Gesellschaften des Nahen Ostens Fuß fassen, wenn diese Probleme gelöst seien. Aufbauend auf dieser These warnt er davor zu schnell demokratische Reformen zu implementieren. Dies müsse in «beständiger und kontrollierter Art» geschehen und könne Generationen dauern. Aufschlussreich ist el-Sisis Sicht auf die Gefahr, die von aufstrebenden staatsfernen Mächten für die politische Sphäre in der Region ausgeht; eine Andeutung auf den Aufstieg der Muslimbrüder in Ägypten und anderer islamistischer Gruppen der Region. Er schreibt, die Polizei- und Armeeapparate seien den Regierungsparteien verpflichtet und könnten aufstrebenden Mächten die Gefolgschaft verweigern, sollten diese Regierungsverantwortung übernehmen. Genau dieses Szenario hat sich seit Dezember 2012 in Ägypten abgespielt, als das Militär die zunehmenden Oppositionsproteste als Anlass nahm, Befehle der Mursi-Regierung zu verweigern sowie nach und nach den Sturz der im Militärestablishment verhassten Bruderschaft vorzubereiten und aktiv voranzutreiben.
	DER REGIME-KANDIDAT UND SICHERE WAHLSIEGER – ABDEL FATTAH EL-SISI
	Fragmente dieser Abhandlung tauchten in el-Sisis Wahlkampagne wieder auf. Immer wieder bediente er in Interviews das Bild einer demokratieunfähigen ägyptischen Gesellschaft. Zwei Wochen vor der Wahl sagte er, es würde 20 bis 25 Jahre oder noch länger dauern, bis das Land eine funktionierende Demokratie hervor bringen würde. Dies wiederholte er während des Wahlkampfes mehrfach. Während seiner Wahlkampagne weigerte sich el-Sisi, sein Programm näher zu erläutern. Dies begründete er mit einer angeblichen Gefahr für die «nationale Sicherheit», eine Stellungnahme, die el-Sisis zweifelhaftes Demokratieverständnis illustriert. Weitere Äußerungen zeigen, dass auch politische Transparenz und Grundrechtsverständnis nicht zu seinen Leitmotiven gehören. In einem Interview verteidigte er das umstrittene Protestgesetz und sagte, unverantwortliches Protestieren könne das Land schädigen, selbst wenn gewaltfrei demonstriert werde. Während er auf seiner Wahlkampfwebsite betonte, der Armee keinen politischen Einfluss zugestehen zu wollen, sagte er später, es sei «gefährlich» die Armee betreffende Aspekte öffentlich zu diskutieren.
	Selbstredend versprach el-Sisi im Wahlkampf Reformen, Investitionsprogramme für den Bildungssektor und die Wirtschaft sowie ein Austeritätsprogramm zur fiskalpolitischen Stabilisierung des Landes. Seine Ideen zur Finanzierung dieser Investitionsprogramme muten jedoch abenteuerlich an. Die Finanzmittel zu deren Realisierung sollen mit Überweisungen der im Ausland lebenden ägyptischen Staatsbürger, ausländischer Direktinvestitionen sowie Zuwendungen befreundeter Staaten wie Saudi-Arabien gedeckt werden. El-Sisis Lösungsvorschlag zur Überwindung der Energiekrise: Strom sparen und Energiesparlampen. Im Wahlkampf setzte er aber meist auf den Sicherheitsdiskurs und betonte wiederholt, das Land müsse den Terrorismus besiegen. Die Muslimbrüder würden unter seiner Regentschaft «nicht mehr existieren». Die Dämonisierung der verbotenen Organisation war der wichtigste Pfeiler seiner Kampagne. Bemerkenswert war, dass el-Sisi im Wahlkampf nicht ein einziges Mal öffentlich auftrat und sich der Wählerschaft nur medial stellte.
	El-Sisi konnte sich schon im Vorfeld des Urnengangs eine breite politische Unterstützung sichern. Neben der liberalen Partei der Freien Ägypter und anderer wirtschaftsliberaler Kräfte des Landes, genoss el-Sisi die Rückdeckung der salafistischen Partei Das Licht, die gemeinsam mit Mursis FJP zwei Jahre lang das politische Geschehen in Ägypten bestimmte und kurz vor dessen Sturz die Seiten gewechselt hatte. Auch der staatlich kontrollierte Gewerkschaftsverband ETUF schloss sich el-Sisis Kampagne an, während sich der unabhängige Gewerkschaftsbund (EFITU) und der Ägyptische Demokratische Arbeiterbund (EDLC) neutral positionierten.
	El-Sisis Wahlkampagne gab nach eigenen Angaben 1,2 Millionen Euro aus, während Hamdeen Sabahi grade mal 100.000 Euro in den landesweiten Wahlkampf steckte. Neben einseitiger Berichterstattung in Staats- und Privatmedien zugunsten el-Sisis war das Rennen um Ägyptens Präsidentenamt von Anfang an unfair. Bemerkenswert war der Imagewandel, den el-Sisi während des Wahlkampfes vollzog. «Nach dem 3. Juli 2013 tauchten überall im Land Plakate el-Sisis auf, er war omnipräsent in der Öffentlichkeit. Auf den Bildern präsentierte er sich als starker Führer. Er war zu sehen in Militäruniform, mit Sonnenbrille, der Blick zukunftsweisend zur Seite gewandt,» sagt Sarah Wessel, Doktorandin am Fachbereich Politik der Universität Hamburg und langjährige Beobachterin der politischen Szene Ägyptens. «In seiner Wahlkampagne jedoch kehrte er das Bild um. Die Uniform wurde durch zivile Kleidung ersetzt. Auf offiziellen Wahlplakaten gab er sich betont freundlich, lächelnd und den Betrachtern zugewandt. Dadurch schaffte er eine doppelte Fiktion: die des starken Führers, der durch das Bild des volksnahen zivilen Präsident ergänzt wird», so Wessel. El-Sisi musste sich das Image eines zivilen Kandidaten geben, ist es aktiven Mitgliedern der Armee doch gesetzlich verboten für Ämter zu kandidieren. Am 26. März 2014 war el-Sisi vom Amt des Verteidigungsministers und als Militärchef zurückgetreten, um die Voraussetzung für seine Kandidatur zu erfüllen. Faktisch handelte es sich dabei jedoch um Symbolik. Wie seine aus den Reihen der Armee stammenden Vorgänger wird auch el-Sisi die Interessen der Streitkräfte vertreten. Ägyptens Militär ist und bleibt die einflussreichste politische Institution im Land und konnte mit der Inthronisierung el-Sisis im höchsten Staatsamt nach Mubaraks Sturz wieder einen demokratisch legitimierten Vertreter im Präsidentenpalast in Kairo installieren.
	HAMDEEN SABAHI – STRATEGISCHE ODER HOFFNUNGSLOSE GEGENKANDIDATUR?
	El-Sisis aussichtsloser Gegenkandidat Hamdeen Sabahi wurde von vielen Seiten für seine Teilnahme an der jüngsten Wahlfarce am Nil kritisiert, dennoch entschied sich der populäre Linkspolitiker anzutreten. Schon 2012 stand Sabahi im Rennen um Ägyptens höchstes Staatsamt und verpasste damals überraschend knapp die Stichwahl. Seither ist er zu einer der wichtigsten Oppositionsfiguren aufgestiegen. Während el-Sisi einen virtuellen Wahlkampf führte, suchte Sabahi den Kontakt zur Basis und führte eine volksnahe Kampagne. Er forderte eine zivile Kontrolle der Armee, kritisierte das repressive Vorgehen des Sicherheitsapparates gegen Streiks und Studentenproteste und pochte auf eine Reform des Innenministerium sowie eine Revision des umstrittenen Protestgesetzes: Forderungen, die ihm die Unterstützung zahlreicher revolutionärer und linker Kräfte einbrachte. Neben seiner eigenen Partei riefen auch die Verfassungspartei (Hizb el-Dostour) und die Sozialistische Volksallianz dazu auf Sabahi zu wählen. El-Dostour-Sprecher Khaled Daoud sagte, die massive Medienkampagne zugunsten el-Sisis habe zahlreiche Kandidaten davon abgehalten anzutreten, es sei daher umso wichtiger am Wahlgang teilzunehmen und dem Regimekandidaten Paroli zu bieten. Mohamed Saleh, führender Funktionär der Sozialistischen Volksallianz, betonte, man sei sich über el-Sisis Wahlsieg bewusst, dennoch könne die im jüngsten Wahlkampf vollzogene Mobilisierung der Basis zu einem späteren Zeitpunkt wichtig werden. Sabahis Kampagne solle vor allem Aufmerksamkeit für sein politisches Programm schaffen.
	STATUS QUO AM NIL – ÄGYPTENS MILITÄR BLEIBT AM RUDER
	El-Sisis Wahl zum neuen Präsidenten hat die Uhren am Nil zurückgedreht. Mit dem Ex-SCAF-Mitglied verfügt die Armee nach dem Sturz Mubaraks erstmals wieder über einen demokratisch legitimierten Vertreter im Präsidentenamt. Da el-Sisi im Wahlkampf Ägyptens Gesellschaft die Eignung, demokratisch regiert zu werden, absprach, repressive Instrumente wie das Protestgesetz erhalten will und wirtschaftlich auf altbekannte Rezepte setzt, ist zu erwarten, dass Ägyptens Militär seinen politischen Einfluss unter el-Sisi weiter ausweiten wird. Das Militär kann damit die in den letzten drei Jahren in Frage gestellte politische Ordnung am Nil vorerst stabilisieren und auf die Rückendeckung der EU zählen. Ansätze der Demokratisierung von Ägyptens politischer Sphäre sind mit der ernüchternden Wahl el-Sisis zum Staatspräsidenten zunächst ausgebremst. Kurzfristig wird sich Ägypten politisch stabilisieren. El-Sisi kennt sich mit den Staatsinstitutionen aus, welche vom ersten Tag an bereit sein werden mit ihm zu kooperieren. Daher wird El Sisi auch am ehesten zugetraut, innenpolitisch Stabilität zu schaffen, sagt Abdulbar Zahran von der Partei der Freien Ägypter. Dennoch ist eine weitere Eruption der sozial, politisch und wirtschaftlich angespannten Gemengelage in der verarmten Gesellschaft Ägyptens nur eine Frage der Zeit. El-Sisis Griff nach der politischen Macht vollzog sich vor allem im Kontext nationalistischer Propaganda und der Dämonisierung der zur «Terrorvereinigung» erklärten und vorerst politisch kalt gestellten Bruderschaft. Doch wird sich el-Sisi daran messen lassen müssen, ob er die sozialen und wirtschaftlichen Probleme des Landes in den Griff bekommt; eine Mammutaufgabe, der er vor dem Hintergrund seiner inexistenten politischen Vision schlicht nicht gewachsen zu sein scheint.
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